
FAQs zum Masernschutzgesetz  

 

Wann muss der Impfschutz nachgewiesen werden?  

Das Gesetz tritt am 1. März 2020 in Kraft. Alle, die am 1. März 2020 bereits in den betroffenen 
Einrichtungen betreut werden oder tätig sind, müssen den Nachweis bis zum 31. Juli 2021 vorlegen.  
 

Wer muss den Impfschutz nachweisen?  

Den vollständigen Impfschutz nachweisen müssen alle nach 1970 geborenen Personen, die in einer 
Gemeinschaftseinrichtung betreut werden. Dazu gehören Kitas, Horte, bestimmte Formen der Kinder-
tagespflege, Schulen und sonstigen Ausbildungseinrichtungen, in denen überwiegend minderjährige 
Personen betreut werden (§ 33 Nummer 1 bis 3 IfSG). Den Nachweis erbringen müssen auch 
Personen, die bereits vier Wochen in einem Kinderheim (§ 33 Nummer 4 IfSG) betreut werden oder in 
einer Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber und Flüchtlinge (§ 36 Absatz 1 Nummer 4 IfSG) 
untergebracht sind. Außerdem werden von dem Gesetz Personen erfasst, die in den genannten 
Einrichtungen und in Gesundheitseinrichtungen wie Krankenhäusern und Arztpraxen tätig sind.  
 

Was genau müssen die betroffenen Personen nachweisen?  

Alle betroffenen Personen, die mindestens ein Jahr alt sind, müssen eine Masernschutzimpfung oder 
eine Masernimmunität nachweisen. Alle Personen, die mindestens zwei Jahre alt sind, müssen 
mindestens zwei Masernschutzimpfungen nachweisen oder (zum Beispiel durch eine bereits durch die 
1. Masernschutzimpfung erworbene) ausreichende Immunität gegen Masern. Die gesetzlichen 
Vorgaben orientieren sich an den Empfehlungen der STIKO. Wer wegen einer medizinischen 
Kontraindikation nicht geimpft werden kann, ist ausgenommen (§ 20 Absatz 8 Satz 4 IfSG).  
 

Wie wird die Einhaltung der Masernimpfpflicht kontrolliert?  

Die betroffenen Personen müssen der Leitung der jeweiligen Einrichtung gegenüber vor Beginn ihrer 
Betreuung oder ihrer Tätigkeit folgenden Nachweis vorlegen:  

 einen Impfausweis oder ein ärztliches Zeugnis (auch in Form einer Anlage zum 
Untersuchungsheft für Kinder) darüber, dass bei ihnen ein Impfschutz gegen Masern besteht,  

 ein ärztliches Zeugnis darüber, dass bei ihnen eine Immunität gegen Masern vorliegt oder sie 
aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden können oder  

 eine Bestätigung einer staatlichen Stelle oder der Leitung einer anderen vom Gesetz betroffenen 
Einrichtung darüber, dass ein Nachweis nach Nummer 1 oder Nummer 2 bereits vorgelegen hat.  

Die oberste Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann auch bestimmen, dass 
der Nachweis nicht bei der Leitung der jeweiligen Einrichtung, sondern beim Gesundheitsamt oder 
einer anderen staatlichen Stelle vorgelegt werden muss. Die Behörde, die für die Erteilung der 
Erlaubnis nach § 43 Absatz 1 SGB VIII (Kindertagespflege) zuständig ist, kann bestimmen, dass vor 
dem Beginn der Tätigkeit der Nachweis ihr gegenüber zu erbringen ist.  
 

Muss bei einem Wechsel der Einrichtung der Masernstatus erneut kontrolliert werden?  

Nur, wenn keine Bestätigung einer staatlichen Stelle oder der Leitung einer anderen Einrichtung 
darüber vorliegt, dass ein Nachweis bereits erbracht wurde.  
 
 
Quelle: https://www.bundesgesundheitsministerium.de/impfpflicht/faq-masernschutzgesetz.html; 
19.02.20 


